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Der Datenbedarf öffentlicher und privater Ins-

titutionen wächst. International vergleichbare

Daten sind gefordert. Das Tempo, mit dem

diese verfügbar gemacht werden sollen, nimmt

zu. Zeitgleich wird die Bürokratiebelastung

von Unternehmen in den letzten Jahren ver-

stärkt diskutiert. Auch die amtliche Statistik

ist aufgefordert, die Erhebungskonzepte unter

diesem Aspekt zu überprüfen. Und nicht zu-

letzt spielen die Kosten, die für die Erstellung

der Statistiken in den Unternehmen, aber auch

in den Ämtern entstehen, eine große Rolle. Ziel

jeglicher Neukonzeption muss es sein, dem

wachsenden Datenbedarf und Bereitstellungs-

tempo gerecht zu werden, und das möglichst

mit weniger oder mindestens gleich bleiben-

dem Aufwand und unter Wahrung der Daten-

qualität. Ein erfolgreiches Beispiel stellt die

Neukonzeption der Arbeitskostenerhebung

2004 dar.

Zur Historie

Nach Abschluss der Arbeitskostenerhebung
(AKE) 2000 und Veröffentlichung der Ergebnisse
in einer Pressekonferenz und verschiedenen
Publikationen wie Aufsätzen und Statistischen
Berichten fand sich im Frühjahr 2003 die Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Arbeitskostenerhebung
2004“ zusammen, um die Weichen für eine
grundlegende Neukonzeption dieser Statistik
zu stellen. Zum einen galt es, die Vorgaben von
Eurostat zu erfüllen und den Erhebungsbereich
auf bisher nicht einbezogene Wirtschaftszweige
auszudehnen, zum anderen den über mehrere
Erhebungen historisch gewachsenen Fragebo-
gen unter Zugrundelegung aktueller Anforde-
rungen einer Überarbeitung zu unterziehen.
Und bei alledem waren Kosten und Nutzen
sorgfältig gegeneinander abzuwägen.

Mehr Wirtschaftszweige einbezogen,
aber weniger Unternehmen

Die AKE 2004 wird zum ersten Mal alle Wirt-
schaftszweige des Dienstleistungssektors be-
inhalten. Daher werden künftig auch für die
Branchen Verkehr und Nachrichtenübermittlung,

unternehmensnahe Dienstleistungen, Gesund-
heitswesen und sonstige öffentliche und per-
sönliche Dienstleistungen Angaben über die
Kostenbelastung für einen Arbeitsplatz vorlie-
gen. Trotz dieser Ausdehnung des Erhebungs-
bereichs gelang es, die Zusammensetzung der
Stichprobe so zu gestalten, dass bundesweit
weniger Unternehmen als im Jahr 2000 ein-
bezogen werden. In Baden-Württemberg wer-
den im Vergleich zur AKE 2000 sogar rund 300
Unternehmen weniger befragt. Der Auswahl-
satz der baden-württembergischen Unterneh-
men konnte entsprechend von 12,8 % auf 9,4 %
gesenkt werden.

Um eine möglichst gerechte Verteilung der
Statistiklasten auf die Unternehmen zu errei-
chen, wurde – wie auch schon in jeder frühe-
ren AKE – eine Rotation durchgeführt. Unter-
nehmen, die schon an der AKE 2000 oder auch
der Verdienstrukturerhebung (GLS) 2001 teil-
genommen haben, wurden nach Möglichkeit
durch andere ersetzt.1  Dadurch sind in Baden-
Württemberg nur 12,9 % der für die AKE 2004
auskunftspflichtigen Unternehmen schon ein-
mal im Rahmen der lohnstatistischen Struktur-
erhebungen befragt worden. Diese Firmen
müssen, zum Beispiel aufgrund ihrer Größe,
zur Gewährleistung der Repräsentativität der
Ergebnisse  in der Stichprobe verbleiben.

Entlastung der auskunftspflichtigen
Unternehmen

Gerade bei Befragungen mit Auskunftspflicht
stellt sich die amtliche Statistik der Herausfor-
derung, die Belastung der Unternehmen so
gering wie möglich zu halten. Die Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „AKE 2004“ hat zahlreiche
Entlastungsmaßnahmen geprüft und umge-
setzt:

� Die Zahl der erfassten Merkmale wurde er-
kennbar reduziert. Zum einen wurde die Tren-
nung von Arbeitern und Angestellten aufge-
hoben. Es werden nur noch Arbeitnehmer ins-
gesamt erfragt. Zum anderen wurden ver-
schiedene Merkmale gestrichen, für die keine
Daten an Eurostat, das Statistische Amt der

Neukonzeption der Arbeitskostenerhebung

im Spannungsfeld zwischen Datenbedarf

und Unternehmensbelastung

1 Sowohl die Arbeitskosten-
erhebung als auch die Ver-
dienststrukturerhebung
stellen mehrjährige Son-
dererhebungen dar, die
alle vier Jahre als Stichpro-
be durchgeführt werden.
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Europäischen Union, geliefert werden müssen.
Beispielsweise ist die Erfassung der Fortzah-
lung der Ausbildungsvergütungen im Krank-
heitsfall für Auszubildende ein optionales Merk-
mal nach der EU-Verordnung.

� Auch Mehrbetriebsunternehmen müssen
künftig nur noch einen Unternehmensbogen
mit den detallierten Angaben ausfüllen. Für die
Unternehmensteile bzw. Betriebe genügen
wenige Angaben. Die notwendigen Betriebs-
angaben werden anhand von wenigen erfass-
ten Merkmalen in den Statistischen Ämtern
berechnet, um die für Eurostat maßgeblichen
Betriebsergebnisse zu erzeugen.

� Bei der AKE 2004 wird es für die auskunfts-
pflichtigen Unternehmen möglich sein, ihre
Daten in elektronischer Form zu liefern.

� Zur Gewinnung von Daten für die Bereiche
Verwaltung, Verteidigung und Sozialversiche-
rung wird auf andere bereits vorhandene Sta-
tistiken, in erster Linie die Personalstandstatis-
tik, zurückgegriffen, aus denen dann die not-
wendigen Angaben berechnet werden.

� Die Verfahren zur Plausibilisierung der er-
fassten Daten in den Landesämtern werden
vereinfacht.

Fazit

Die vereinfachte Erhebungsmethode bedeutet
nicht nur für die auskunftspflichtigen Unter-
nehmen eine Entlastung, sondern auch in den
Statistischen Landesämtern werden weniger
Kosten anfallen. Die geringere Fallzahl kann
mit weniger Aufwand bearbeitet werden als in
den vergangenen Jahren.

Die für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft be-
deutenden Ergebnisse der Arbeitskostener-
hebung werden also trotz notwendiger Spar-
maßnahmen in gewohnter Qualität auch für
das Jahr 2004 wieder in Baden-Württemberg
vorliegen.

Die Arbeitskostenerhebung ist wie
die Verdienststrukturerhebung eine
Strukturerhebung der Lohnstatistik.
Das Erhebungsprogramm der

Arbeitskostenerhebung ist komplex und
unterscheidet zahlreiche Kosten- und Be-
schäftigungsmerkmale. Im Rahmen der Ar-
beitskostenerhebung werden alle Kosten
erfasst, die einem Unternehmen für einen
Arbeitsplatz entstehen. Dazu gehören neben
dem Entgelt für geleistete Arbeit auch die
Vergütung arbeitsfreier Tage (Urlaub, Feier-
tage), Sonderzahlungen, Aufwändungen für
Vorsorgeeinrichtungen (Arbeitgeberpflicht-
beiträge zur Sozialversicherung) sowie son-
stige Personalnebenkosten (Aufwändungen
für Kantine u.Ä.).

Rechtsgrundlagen der Arbeitskostenerhe-
bung sind die Verordnung (EG) Nr. 530/1999
des Rates vom 9. März 1999 zur Statistik über
die Struktur der Verdienste und der Arbeits-
kosten (ABl. EG Nr. L 63 S. 6), geändert
durch Anhang III Nr. 86 der Verordnung (EG)
Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 29. September 2003
(ABl. EU Nr. L 284 S. 1) sowie die Verord-
nung (EG) Nr. 1726/1999 der Kommission
vom 27. Juli 1999 zur Durchführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 530/1999 in Bezug auf De-

finition und Übermittlung von Informationen
über Arbeitskosten (ABl. EG Nr. L 203 S. 28)
in Verbindung mit dem Bundesstatistikge-
setz (BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBl. I
S. 462, 565), zuletzt geändert durch Artikel 16
des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBl. I
S. 3322). Erhoben werden die Angaben zu
Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 530/
1999 in Verbindung mit Artikel 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1726/1999.

Die Ergebnisse dienen als Basis etlicher wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischer Ent-
scheidungen. Insbesondere zur Beurteilung
des Wirtschaftsstandortes Baden-Württem-
berg im nationalen und internationalen Ver-
gleich werden diese Daten herangezogen.
Die Ergebnisse werden von der Landesre-
gierung, den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
organisationen, den regionalen Vertretungen
der gewerblichen Wirtschaft und von den
Unternehmen selbst genutzt. Um die Belas-
tungen von Wirtschaft und Statistischen
Ämtern gering zu halten, findet diese Erhe-
bung nur alle 4 Jahre statt. Die Informationen
werden aber ständig benötigt, sodass die
Daten inner- und außerhalb der amtlichen
Statistik jährlich fortgeschrieben werden.
Dies unterstreicht die Bedeutung der Erhe-
bung auch für Wissenschaft und Forschung.
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